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Es sind nur die gednderten Vorschriftenteile aufgefuhrt

Bremische Landesbauordnung vom 4. September 2018
(Brem.GBI. S. 320), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 22. Sep-
tember 2020 (Brem.GBI. 963)

Neufassung der Bremischen Landesbauordnung
vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBI.S.603)

Gelb gekennzeichnet sind Anpassungen an die MBO
Grun gekennzeichnet sind Bremische Anpassungen

§2
Begriffe

§2
Begriffe

(3)...°Die Berufsfeuerwehr hat vor Einreichung des Bauantrages
schriftlich zu bestatigen, dass hinsichtlich der Personenrettung bei
Vorhaben nach Satz 4 keine Bedenken bestehen.

(3) ...°Die Berufsfeuerwehr hat vor Einreichung des Bauantrages
schriftlieh in Textform zu bestatigen, dass hinsichtlich der Personenret-
tung bei Vorhaben nach Satz 4 keine Bedenken bestehen.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

§6
Abstandsflachen, Abstinde

§6
Abstandsflachen, Abstiande

(8) In den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne eigene Ab-
standsflachen sind, auch wenn sie nicht an die Grundstiicksgrenze o-
der an das Gebaude angebaut werden, zulassig

2. Gebaudeunabhangige Solaranlagen mit einer Héhe bis zu 3 m
und einer Gesamtlange je Grundstlicksgrenze von 9 m,

Die Lange der die Abstandsflachentiefe gegentber den Grundstlicks-
grenzen nicht einhaltenden Bebauung nach Nummern 1 und 2 darf auf
einem Grundstiick insgesamt 18 m nicht tiberschreiten.

(8) In den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne eigene Ab-
standsflachen sind, auch wenn sie nicht an die Grundstiicksgrenze o-
der an das Gebaude angebaut werden, zulassig

2. |gebdudeunabhangige Solaranlagen und technische Anlagen
zur gebaudebezogenen Warmeversorgung durch erneuerbare
Energien mit einer Hohe bis zu 3 m und einer Gesamtlange je
Grundstlicksgrenze von 9 m sowie Geothermieanlagen,

Die Lange der die Abstandsflachentiefe gegeniber den Grundstlicks-
grenzen nicht einhaltenden Bebauung nach Nummern 1 und 2 darf auf
einem Grundstiick insgesamt 18 m nicht tiberschreiten.
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§18
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

§18
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(4) 'Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und
fur eine bestimmte Frist erteilt, die in der Regel flinf Jahre betragt.
Die Zulassung kann mit Nebenbestimmungen erteilt werden.

2Sie kann auf schriftlichen oder elektronischen Antrag in der Regel
um fUnf Jahre verlangert werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) 'Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und
fur eine bestimmte Frist erteilt, die in der Regel flnf Jahre betragt.
Die Zulassung kann mit Nebenbestimmungen erteilt werden.
2Sie kann auf sehriftlichen-oderelektronischen Antrag in Textform
in der Regel um funf Jahre verlangert werden; § 73 Absatz 2 Satz
2 gilt entsprechend.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

§ 32
Dacher

§ 32
Dacher

(5) Dachuberstande, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurch-
lassige Bedachungen, Dachflachenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte
und Solaranlagen sind so anzuordnen und herzustellen, dass Feuer
nicht auf andere Gebaudeteile und Nachbargrundstlicke Gbertragen
werden kann. Von Brandwanden und von Wanden, die anstelle von
Brandwanden zuldssig sind, missen mindestens 1,25 m entfernt sein

1. Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in
der Bedachung, wenn diese Wande nicht mindestens 30 cm
Uber die Bedachung geftihrt sind,

2. Solaranlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus
brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wande ge-
gen BrandUbertragung geschutzt sind.

(5) Dachuberstéande, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurch-
lassige Bedachungen, Dachflachenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte
und Solaranlagen sind so anzuordnen und herzustellen, dass Feuer
nicht auf andere Gebaudeteile und Nachbargrundstlicke Ubertragen
werden kann. Von Brandwanden und von Wanden, die anstelle von
Brandwanden zuldssig sind, missen

1. mindestens 1,25 m entfernt sein
a) Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnun-

gen in der Bedachung, wenn diese Wande nicht mindes-
tens 30 cm Uber die Bedachung gefuhrt sind

Photovoltaikanlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus
brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wande gegen
Brandubertragung geschutzt sind
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2. mindestens 0,50 m entfernt sein
a) Photovoltaikanlagen, deren AuRenseiten und Unterkonstruk-
tion aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und
b) Solarthermieanlagen.

Diese Vorschrift wurde mit dem ,Photovoltaik-Erlass“vom 21.03.2022
bereits vorab fiir anwendbar erklart.

§53
Bauherrin oder Bauherr

§ 53
Bauherrin oder Bauherr

(1) 'Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwa-
chung und Ausflihrung eines nicht verfahrensfreien Bauvorhabens
sowie der Beseitigung von Anlagen geeignete Beteiligte nach
MaRgabe der §§ 54 bis 56 zu bestellen, soweit sie oder er nicht
selbst zur Erfullung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften
geeignet ist.

2Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen auRerdem die nach
den offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrage, An-
zeigen und Nachweise.

3Sie oder er hat die zur Erfullung der Anforderungen dieses Geset-
zes oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und
Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und den ange-
wandten Bauarten bereitzuhalten.

“Werden Bauprodukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach
der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen, ist die Leistungs-
erklarung bereitzuhalten.

(1) 'Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwa-
chung und Ausflihrung eines nicht verfahrensfreien Bauvorhabens
sowie der Beseitigung von Anlagen geeignete Beteiligte nach
MaRgabe der §§ 54 bis 56 zu bestellen, soweit sie oder er nicht
selbst zur Erfullung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften
geeignet ist.

2Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen auRerdem die nach
den offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrage, An-
zeigen und Nachweise.

3Sie oder er hat die zur Erfullung der Anforderungen dieses Geset-
zes oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und
Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und den ange-
wandten Bauarten bereitzuhalten.

“Werden Bauprodukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach
der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 tragen, ist die Leistungs-
erklarung bereitzuhalten.
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®Die Bauherrin oder der Bauherr hat vor Baubeginn den Namen
der Bauleiterin oder des Bauleiters und wahrend der Bauausflih-
rung einen Wechsel dieser Person unverzlglich der Bauaufsichts-
behdrde schriftlich mitzuteilen.

®Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr, hat die neue Bauherrin
oder der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehdrde unverziiglich
schriftlich mitzuteilen.

®Die Bauherrin oder der Bauherr hat vor Baubeginn den Namen
der Bauleiterin oder des Bauleiters und wahrend der Bauausflih-
rung einen Wechsel dieser Person unverzlglich der Bauaufsichts-
behorde sehriftlich in Textform mitzuteilen.

®Wechselt die Bauherrin oder der Bauherr, hat die neue Bauherrin
oder der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehdrde unverziglich
schriftlich in Textform mitzuteilen.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

(2) 'Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherr
auf, so kann die Bauaufsichtsbehérde verlangen, dass ihr gegen-
Uber eine Vertreterin oder ein Vertreter bestellt wird, die oder der
die der Bauherrin oder dem Bauherrn nach den 6ffentlich-rechtli-
chen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erflllen hat.

2Im Ubrigen findet § 18 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 2 des
Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechende An-
wendung.

(2) 'Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherr
auf, so kann die Bauaufsichtsbehérde verlangen, dass ihr gegen-
Uber eine Vertreterin oder ein Vertreter bestellt wird, die oder der
die der Bauherrin oder dem Bauherrn nach den 6ffentlich-rechtli-
chen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erflllen hat.

2Im Ubrigen findet § 18 Absatz 1 Satze 2 und 3 sowie Absatz 2 des
Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes mit der MalRgabe ent-
sprechende Anwendung, dass eine Erklarung in Textform ausrei-
chend ist.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

§ 54
Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser

§ 54
Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser

"Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auf ein-
zelnen Fachgebieten nicht die erforderliche Sachkunde und Erfah-
rung, so sind geeignete Fachplanerinnen und Fachplaner heranzu-
ziehen.

“Diese sind flr die von ihnen gefertigten Unterlagen, die sie zu un-
terzeichnen haben, verantwortlich.

(2

~

(2) 'Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auf ein-
zelnen Fachgebieten nicht die erforderliche Sachkunde und Erfah-
rung, so sind geeignete Fachplanerinnen und Fachplaner heranzu-
ziehen.

2Diese sind flr die von ihnen gefertigten Unterlagen;-die-sie-zu-un-
terzeichnen-haben;-verantwortlich.
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SFur das ordnungsgemale Ineinandergreifen aller Fachplanungen
bleibt die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser verant-
wortlich.

SFur das ordnungsgemale Ineinandergreifen aller Fachplanungen
bleibt die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser verant-
wortlich.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D

§ 57
Aufbau und Zustindigkeit der Bauaufsichtsbehoérden

§ 57
Aufbau und Zustindigkeit der Bauaufsichtsbehoérden

(1) Bauaufsichtsbehdrden sind:

1. als oberste Bauaufsichtsbehdrde die flr das Bauordnungswe-
sen, das Bauordnungsrecht und die Bautechnik zustandige Se-
natsmitglied,

2. als untere Bauaufsichtsbehérden die Stadtgemeinden Bremen
und Bremerhaven.

Fir den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer 6ffentlich-rechtlicher
Vorschriften fir die Errichtung, Anderung, Nutzungsénderung und Be-
seitigung sowie die Nutzung und die Instandhaltung von Anlagen ist
die untere Bauaufsichtsbehérde zustandig, soweit nichts anderes be-
stimmt ist.

(1) Bauaufsichtsbehdrden sind:

1. als oberste Bauaufsichtsbehoérde die fir das Bauordnungsrecht
und die Bautechnik zustédndige Senatorin fur Klimaschutz, Um-
welt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau,

2. als untere Bauaufsichtsbehérden die Stadtgemeinden Bremen
und Bremerhaven.

Fir den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer 6ffentlich-rechtlicher
Vorschriften fir die Errichtung, Anderung, Nutzungsénderung und Be-
seitigung sowie die Nutzung und die Instandhaltung von Anlagen ist
die untere Bauaufsichtsbehérde zustandig, soweit nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 61
Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,
Vorhaben des Bundes

§ 61
Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen,
Vorhaben des Bundes

(1) Verfahrensfrei sind

3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien auler im
Geltungsbereich ortlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1
Nummer 1,

(1) Verfahrensfrei sind

3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien aufder im
Geltungsbereich oértlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1
Nummer 1,

b) gebaudeunabhangige Solaranlagen und technische Anlagen
zur gebaudebezogenen Warmeversorgung mit einer Hohe bis
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b) gebaudeunabhangige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 3 m
und einer Gesamtlange bis zu 9 m,

zu 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m sowie Geothermie-
anlagen,

korrespondierend mit der Abstandsprivilegierung nach § 6 Absatz 8
Nummer 2

5. folgende Masten, Antennen und ahnliche Anlagen:

c) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit
Reflektorschalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschlief3-
lich der Masten mit einer Hohe bis zu 10 m, und zugehdriger Ver-
sorgungseinheiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m® so-
wie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen An-
lage errichtet werden, die damit verbundene Anderung der Nut-
zung oder der aufReren Gestalt der Anlage,

5. folgende Masten, Antennen und ahnliche Anlagen:

d) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit
Reflektorschalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschlief3-
lich der Masten mit einer H6he bis zu 10 m, auf Gebauden ge-
messen ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der Dachhaut, im
AuRenbereich frei stehend bis zu 15 m, und zugehoriger Versor-
gungseinheiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m? sowie,
soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage
errichtet werden, die damit verbundene Anderung der Nutzung o-
der der auReren Gestalt der Anlage,

(3) 'Werfahrensfrei ist die Beseitigung von
1. Anlagen nach Absatz 1,

2. freistehenden Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 3, die
keine geschutzten Kulturdenkmaler sind und nicht in deren Um-
gebung liegen,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Hohe bis
zu 10 m.

2Mit Ausnahme der in Satz 1 genannten Anlagen ist die beabsichtigte
Beseitigung von Anlagen mindestens einen Monat zuvor der Bauauf-
sichtsbehdrde anzuzeigen. *Mit der Beseitigung von Anlagen darf nach
Ablauf eines Monats nach Eingang der vollstandigen Anzeige begon-
nen werden, sofern die Bauaufsichtsbehtrde der Bauherrin oder dem

(3) 'Werfahrensfrei ist die Beseitigung von
1. Anlagen nach Absatz 1,

2. freistehenden Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 3, die
keine geschutzten Kulturdenkmaler sind und nicht in deren Um-
gebung liegen,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Hohe bis
zu 10 m.

2Mit Ausnahme der in Satz 1 genannten Anlagen ist die beabsichtigte
Beseitigung von Anlagen mindestens einen Monat zuvor der Bauauf-
sichtsbehdrde anzuzeigen. *Mit der Beseitigung von Anlagen darf nach
Ablauf eines Monats nach Eingang der vollstandigen Anzeige begon-
nen werden, sofern die Bauaufsichtsbehotrde der Bauherrin oder dem
Bauherrn nicht vor Ablauf dieser Frist sehriftlich in Textform mitteilt,

Seite 6




Die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitét, Stac_i_tentwicklung und Wohnungsbau
Oberste Bauaufsichtsbehdrde im FB 01 und Referat 65 / Anderungssynopse zur Bremischen Landesbauordnung

Bremische Landesbauordnung vom 4. September 2018
(Brem.GBI. S. 320), zuletzt geédndert durch Gesetz vom 22. Sep-
tember 2020 (Brem.GBI. 963)

Neufassung der Bremischen Landesbauordnung
vom 18. Oktober 2022 (Brem.GBI.S.603)

Gelb gekennzeichnet sind Anpassungen an die MBO

Bauherrn nicht vor Ablauf dieser Frist schriftlich mitteilt, dass ein Bau-
genehmigungsverfahren nach § 64 durchgefiihrt werden soll; § 62 Ab-
satz 4 gilt entsprechend. “Bei nicht freistehenden Gebauden muss die
Standsicherheit des Gebaudes oder der Gebaude, an die das zu be-
seitigende Gebaude angebaut ist, durch eine Tragwerksplanerin oder
einen Tragwerksplaner im Sinn des § 66 Absatz 2 beurteilt und im er-
forderlichen Umfang nachgewiesen werden. °Die Beseitigung ist in der
Gebaudeklasse 2 und bei nicht freistehenden Gebauden der Gebau-
deklasse 3 - soweit notwendig - durch die Tragwerksplanerin oder den
Tragwerksplaner zu Gberwachen. ®Die nach Satz 4 erforderliche Be-
statigung der Standsicherheit oder der erforderliche Standsicherheits-
nachweis ist in den Gebaudeklassen 4 und 5 bauaufsichtlich zu pri-
fen. 'Die Satze 4 bis 6 gelten nicht, soweit an verfahrensfreie Gebaude
angebaut ist. 8§ 66 Absatz 3 Satz 3, 69 Absatz 2, § 72 Absatz 5 Num-
mer 3, Absatz 7 und § 80 Absatz 2 Nummer 1 gilt entsprechend.

dass ein Baugenehmigungsverfahren nach § 64 durchgefiihrt werden
soll; § 62 Absatz 4 gilt entsprechend. “Bei nicht freistehenden Gebau-
den muss die Standsicherheit des Gebaudes oder der Gebaude, an
die das zu beseitigende Gebaude angebaut ist, durch eine Tragwerks-
planerin oder einen Tragwerksplaner im Sinn des § 66 Absatz 2 beur-
teilt und im erforderlichen Umfang nachgewiesen werden. °Die Beseiti-
gung ist in der Gebaudeklasse 2 und bei nicht freistehenden Gebau-
den der Gebaudeklasse 3 - soweit notwendig - durch die Tragwerks-
planerin oder den Tragwerksplaner zu Gberwachen. ®Die nach Satz 4
erforderliche Bestatigung der Standsicherheit oder der erforderliche
Standsicherheitsnachweis ist in den Gebaudeklassen 4 und 5 bauauf-
sichtlich zu priifen. "Die Séatze 4 bis 6 gelten nicht, soweit an verfah-
rensfreie Gebaude angebaut ist. 8§ 66 Absatz 3 Satz 3, 69 Absatz 2, §
72 Absatz 5 Nummer 3, Absatz 7 und § 80 Absatz 2 Nummer 1 gilt
entsprechend.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

neue Vorschrift
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Diese neue Vorschrift wurde mit dem ,Nothilfe-Erlass” vom 28.03.2022
bereits vorab flir anwendbar erklart.

§ 62 § 62
Genehmigungsfreistellung Genehmigungsfreistellung

(3) 'Die Bauherrin oder der Bauherr hat die erforderlichen Bauvorla-
gen bei der Gemeinde einzureichen.

(3) 'Die Bauherrin oder der Bauherr hat die erforderlichen Bauvorla-
gen bei der Gemeinde einzureichen.

2Mit dem Bauvorhaben darf einen Monat nach Vorlage der erfor- 2Mit dem Bauvorhaben darf einen Monat nach Merlage Eingang
derlichen Bauvorlagen bei der Gemeinde begonnen werden. der erforderlichen Bauvorlagen bei der Gemeinde begonnen wer-

3Teilt die Gemeinde der Bauherrin oder dem Bauherrn vor Ablauf den.
der Frist schriftlich mit, dass kein Genehmigungsverfahren durch- 3Teilt die Gemeinde der Bauherrin oder dem Bauherrn vor Ablauf

gefuhrt werden soll und sie eine Untersagung nach § 15 Absatz 1
Satz 2 des Baugesetzbuches nicht beantragen wird, darf die Bau-
herrin oder der Bauherr mit der Ausfiihrung des Bauvorhabens be-
ginnen.

der Frist sehriftlieh mit, dass kein Genehmigungsverfahren durch-
gefuhrt werden soll und sie eine Untersagung nach § 15 Absatz 1
Satz 2 des Baugesetzbuches nicht beantragen wird, darf die Bau-
herrin oder der Bauherr mit der Ausfliihrung des Bauvorhabens be-
ginnen.
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“Will die Bauherrin oder der Bauherr mit der Ausfiihrung des Bau-
vorhabens mehr als drei Jahre, nachdem die Bauausfiihrung nach
den Satzen 2 und 3 zulassig geworden ist, beginnen, gelten die
Satze 1 bis 3 entsprechend.

“Will die Bauherrin oder der Bauherr mit der Ausfiihrung des Bau-
vorhabens mehr als drei Jahre, nachdem die Bauausfiihrung nach
den Satzen 2 und 3 zulassig geworden ist, beginnen, gelten die
Satze 1 bis 3 entsprechend.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D

(4) 'Die Erklarung der Gemeinde nach Absatz 2 Nummer 4 erste Al-
ternative kann insbesondere deshalb erfolgen, weil sie eine Uber-
prufung der sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 2 oder des
Bauvorhabens aus anderen Griinden fir erforderlich halt.

2Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklarungsmaglichkeit kei-
nen Gebrauch macht, besteht kein Rechtsanspruch.

3Erklart die Gemeinde, dass das vereinfachte Baugenehmigungs-
verfahren durchgefihrt werden soll, hat sie der Bauherrin oder
dem Bauherrn die vorgelegten Bauvorlagen zurlickzureichen; dies
gilt nicht, wenn die Bauherrin oder der Bauherr bei der Vorlage der
Bauvorlagen bestimmt hat, dass ihre oder seine Vorlage im Fall
der Erklarung nach Absatz 2 Nummer 4 als Bauantrag zu behan-
deln ist.

(4) 'Die Erklarung der Gemeinde nach Absatz 2 Nummer 4 erste Al-
ternative kann insbesondere deshalb erfolgen, weil sie eine Uber-
prufung der sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 2 oder des
Bauvorhabens aus anderen Griinden fir erforderlich halt.

2Darauf, dass die Gemeinde von ihrer Erklarungsmaglichkeit kei-
nen Gebrauch macht, besteht kein Rechtsanspruch.

SErklart die Gemeinde, dass das vereinfachte Baugenehmigungs-
verfahren durchgefihrt werden soll, hat sie der Bauherrin oder
dem Bauherrn die vorgelegten Bauvorlagen zurlickzureichen; dies
gilt nicht, wenn die Bauherrin oder der Bauherr bei der Yerlage
Einreichung der Bauvorlagen bestimmt hat, dass thre-oderseinre
diese Vorlage im Fall der Erklarung nach Absatz 2 Nummer 4 als
Bauantrag zu behandeln ist sind.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D

§ 64
Baugenehmigungsverfahren

§ 64
Baugenehmigungsverfahren

'Bei genehmigungsbediirftigen baulichen Anlagen, die nicht unter
§ 63 fallen, priift die Bauaufsichtsbehdrde

1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Bau-
gesetzbuches,

2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Geset-
zes,

'Bei genehmigungsbediirftigen baulichen Anlagen, die nicht unter
§ 63 fallen, prift die Bauaufsichtsbehdérde

1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Bau-
gesetzbuches,

2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Geset-
zes,
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3. andere offentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die
Anforderungen nach der Energieeinsparverordnung und des Ar-
beitsstattenrechts, soweit die 6ffentlich-rechtlichen Anforderun-
gen nicht in einem anderen als in einem Baugenehmigungsver-
fahren zu prifen sind.

2Satz 1 gilt fir die Beseitigung von baulichen Anlagen entsprechend,
soweit fir diese nach § 61 Absatz 3 Satz 3 die Durchflihrung eines
Baugenehmigungsverfahrens gefordert wird. *§ 66 bleibt unberihrt.

3. andere offentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die
Anforderungen des Energierechts und des Arbeitsstattenrechts,
soweit die 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen nicht in einem
anderen als in einem Baugenehmigungsverfahren zu prifen
sind.

2Satz 1 gilt fir die Beseitigung von baulichen Anlagen entsprechend,
soweit fir diese nach § 61 Absatz 3 Satz 3 die Durchflihrung eines
Baugenehmigungsverfahrens gefordert wird. *§ 66 bleibt unberihrt.

§ 65
Bauvorlageberechtigung

§ 65
Bauvorlageberechtigung

(1) "Bauvorlagen fir die nicht verfahrensfreie Errichtung und Ande-
rung von Gebauden muissen von einer Entwurfsverfasserin oder einem
Entwurfsverfasser unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist.
2Dies gilt nicht fur

1. Bauvorlagen, die Ublicherweise von Fachkraften mit anderer

Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und

2. geringfigige oder technisch einfache Bauvorhaben.

'Bauvorlagen fir die nicht verfahrensfreie Errichtung und Ande-
rung von Gebauden missen von einer Entwurfsverfasserin oder
einem Entwurfsverfasser untersehrieben erstellt sein, der bauvor-
lageberechtigt ist. 2Dies gilt nicht fur

1. Bauvorlagen, die Ublicherweise von Fachkraften mit anderer
Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und

2. geringflgige oder technisch einfache Bauvorhaben.
3. bautechnische Nachweise nach § 66
Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D

(1)

§ 66
Bautechnische Nachweise

§ 66
Bautechnische Nachweise

(4) 3Die Berufsfeuerwehr muss vor Einreichung des Bauantrages
schriftlich bestatigt haben, dass hinsichtlich der Personenrettung
keine Bedenken bestehen.

(4) ®Die Berufsfeuerwehr muss vor Einreichung des Bauantrages
sehrifthieh in Textform bestatigt haben, dass hinsichtlich der Perso-
nenrettung keine Bedenken bestehen.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D
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§ 67
Abweichungen

§ 67
Abweichungen

(2) 'Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnah-
men und Befreiungen von den Festsetzungen eines Bebauungs-
plans oder einer sonstigen stadtebaulichen Satzung oder von Re-
gelungen der Baunutzungsverordnung ist gesondert schriftlich o-
der elektronisch zu beantragen; der Antrag ist zu begriinden.

2Fiur Anlagen, die keiner Genehmigung bedlrfen sowie fiir Abwei-
chungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht
gepruft werden, gilt Satz 1 entsprechend.

(2) 'Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnah-
men und Befreiungen von den Festsetzungen eines Bebauungs-
plans oder einer sonstigen stéadtebaulichen Satzung oder von Re-
gelungen der Baunutzungsverordnung ist gesondert sehriftlich-o-
der-elekironisch zu beantragen; der Antrag ist zu begriinden.

2Fiur Anlagen, die keiner Genehmigung bedlrfen sowie fiir Abwei-
chungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht
gepruft werden, gilt Satz 1 entsprechend.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung B

§ 68
Bauantrag, Bauvorlagen

§ 68
Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Der Bauantrag ist schriftlich bei der unteren Bauaufsichtsbehérde
einzureichen.

(1) Der Bauantrag ist schiftlich bei der unteren Bauaufsichtsbehérde
einzureichen.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung B

(4) 'Die Bauherrin oder der Bauherr und die Entwurfsverfasserin oder
der Entwurfsverfasser haben den Bauantrag, die Entwurfsverfasse-
rin oder der Entwurfsverfasser die Bauvorlagen zu unterschreiben.

2Die von Fachplanerinnen und Fachplanern nach § 54 Absatz 2 be-
arbeiteten Unterlagen missen auch von diesen unterschrieben
sein.

3Ist die Bauherrin oder der Bauherr nicht Grundstlickseigentiimerin
oder Grundstuckseigentimer, kann die Zustimmung der Grund-
stlickseigentimerin oder des Grundstiickseigentimers zu dem
Bauvorhaben gefordert werden.

'Ist die Bauherrin oder der Bauherr nicht Grundsttickseigentiimerin
oder Grundstuckseigentimer, kann die Zustimmung der Grund-
stlickseigentimerin oder des Grundstiickseigentimers zu dem
Bauvorhaben gefordert werden.
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Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung B

§ 69
Behandlung des Bauantrags

§ 69
Behandlung des Bauantrags

(2) 'Sobald der Bauantrag und die Bauvorlagen vollstandig sind, be-
statigt die Bauaufsichtsbehdrde der Bauherrin oder dem Bauherrn
schriftlich den Zeitpunkt des vollstdndigen Eingangs von Bauantrag
und Bauvorlagen.

2 |st der Bauantrag unvollstandig oder weist er sonstige erhebliche
Mangel auf, fordert die Bauaufsichtsbehdrde die Bauherrin oder den
Bauherrn zur Behebung der Mangel innerhalb einer angemessenen
Frist auf. 3Werden die Mangel innerhalb der Frist nicht behoben, gilt
der Antrag als zurickgenommen.

(2) 'Sobald der Bauantrag und die Bauvorlagen vollstandig sind, be-
statigt die Bauaufsichtsbehdrde der Bauherrin oder dem Bauherrn
schriftlieh in Textform den Zeitpunkt des vollstandigen Eingangs von
Bauantrag und Bauvorlagen.

2Ist der Bauantrag unvollstandig oder weist er sonstige erhebliche
Mangel auf, fordert die Bauaufsichtsbehdrde die Bauherrin oder den
Bauherrn zur Behebung der Mangel innerhalb einer angemessenen
Frist auf. 3Werden die Mangel innerhalb der Frist nicht behoben, gilt
der Antrag als zurickgenommen.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

§70
Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn
und der Offentlichkeit

§70
Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn
und der Offentlichkeit

Im Anpassungskontext wird der gesamte § 70 entsprechend der aktu-
ellen MBO aktualisiert

'Die Bauaufsichtsbehorde soll die Eigentiimerinnen und Eigentu-
mer benachbarter Grundstlicke (Nachbarinnen und Nachbarn) vor
Erteilung von Abweichungen und Befreiungen benachrichtigen,
die 6ffentlich-rechtlich geschitzte nachbarliche Belange berlhren
kénnen.

2Entsprechend kann verfahren werden, wenn nicht ausgeschlossen
werden kann, dass durch die Baugenehmigung 6ffentlich-rechtlich
geschuitzte nachbarliche Belange beeintrachtigt werden.

(1) 'Die Bauaufsichtsbehorde soll die Eigentimerinnen und Eigen-
timer benachbarter Grundstiicke (Nachbarinnen und Nachbarn) vor
Erteilung von Abweichungen und Befreiungen durch Zustellung be-
nachrichtigen, die-6ffentlich-rechtlich-geschiizte-nachbarliche Belange
berthrenkénnen, wenn zu erwarten ist, dass offentlich-rechtliche
nachbarliche Belange berihrt werden.

2Entsprechend kann verfahren werden, wenn nicht ausgeschlossen
werden kann, dass durch die Baugenehmigung o6ffentlich-rechtlich ge-
schutzte nachbarliche Belange beeintrachtigt werden.
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SEinwendungen sind innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der
Benachrichtigung bei der Bauaufsichtsbehérde schriftlich oder zur
Niederschrift vorzubringen.

“Die schriftlich benachrichtigten Nachbarinnen und Nachbarn wer-
den mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die im Rahmen der
Beteiligung nicht fristgemal geltend gemacht worden sind; auf
diese Rechtsfolge ist in der Benachrichtigung hinzuweisen.

3Die Beteiligung der Nachbarinnen und Nachbarn und der Offent-
lichkeit erfolgt ohne Nennung von Namen und Anschrift der Bauherrin
oder des Bauherrn, der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfas-
sers und der Bauvorlageberechtigten oder des Bauvorlageberechtig-
ten, wenn der Zweck der Beteiligung auch auf die Weise ohne zusatzli-
che Erschwerung erreicht werden kann und wenn die Bauherrin oder
der Bauherr entsprechende Bauvorlagen einreicht.

4Einwendungen sind innerhalb von zwei-Weehen einem Monat nach
Zugang der Benachrichtigung bei der Bauaufsichtsbehorde sehriftlich
in Textform oder zur Niederschrift vorzubringen.

Die nach Satz 1 und 2 sehiftlich durch Zustellung benachrichtigten
beteiligten-Nachbarinnen und Nachbarn sind werden mit allen 6ffent-
lich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen, die im-Rahmen-der
Beteiligung nicht innerhalb der Frist nach Satz 4 fristgema® geltend
gemacht worden sind; auf diese Rechtsfolge ist in der Benachrichti-
gung hinzuweisen.

Zustellung nach Satz 1 entsprechend Begriindung A, ansonsten An-
passung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

(2) 'Die Benachrichtigung entfallt, wenn die zu benachrichtigenden
Nachbarinnen und Nachbarn die Lageplane und Bauzeichnungen
unterschrieben oder dem Bauvorhaben auf andere Weise zuge-
stimmt haben.
2Die Nachbarinnen und Nachbarn sind berechtigt, die eingereichten

Bauvorlagen bei der Bauaufsichtsbehdrde einzusehen, soweit das
Vorhaben nachbarliche Belange bertihren kann.

3Wird den Einwendungen der Nachbarinnen und Nachbarn nicht
entsprochen, so ist ihnen eine Ausfertigung der Baugenehmigung

(2) 'Die Benachrichtigung entfallt, wenn die zu benachrichtigenden

Nachbarinnen und Nachbarn die-Lageplane-und-Bauzeichnungen-un-
terschrieben-oder dem Bauvorhaben auf-andere-\Weise zugestimmt ha-

ben.

2Die Nachbarinnen und Nachbarn sind berechtigt, die eingereichten
Bauvorlagen bei der Bauaufsichtsbehérde einzusehen, soweit das Vor-
haben nachbarliche Belange berihren kann.

SHaben die Wird-den Einwendungen-der Nachbarinnen und Nachbarn
dem Bauvorhaben nicht zugestimmt entsproechen, se ist ihnen einre
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oder der Entscheidung tber die Abweichung oder Befreiung zuzu-
stellen.

48§ 13, 28, 39 und § 41 Absatz 1 des Bremischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes finden keine Anwendung.

Ausfertigung die Baugenehmigung oder die Entscheidung Uber die Ab-
weichung oder Befreiung zuzustellen.

48§ 13, 28, 39 und § 41 Absatz 1 des Bremischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes finden keine Anwendung.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D

(3) 'Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ih-
res Betriebs geeignet sind, die Allgemeinheit oder die Nachbar-
schaft zu gefahrden, zu benachteiligen oder zu belastigen, kann die
Bauaufsichtsbehérde auf Antrag und Kosten der Bauherrin oder
des Bauherrn das Bauvorhaben im Amtsblatt der Freien Hanse-
stadt Bremen und aul3erdem entweder im Internet oder in 6rtlichen
Tageszeitungen, die im Bereich des Standortes der Anlage verbrei-
tet sind, 6ffentlich bekannt machen.

2Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen
dienende Nutzungseinheiten mit einer Grof3e von insgesamt
mehr als 5 000 m? Bruttogrundflache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch
die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besu-
cher ermdglicht wird, und

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfuihrung des Bauvorhabens
Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 o-
der 16 sind,

ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen, wenn es in-
nerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbe-
reichs im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundesimmissionsschutzge-

(3) 'Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder
ihres Betriebs geeignet sind, die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft
zu gefahrden, zu benachteiligen oder zu belastigen, kann die Bauauf-
sichtsbehdrde auf Antrag und Kosten der Bauherrin oder des Bauherrn
das Bauvorhaben im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen und au-
Rerdem entweder im Internet oder in ortlichen Tageszeitungen, die im
Bereich des Standortes der Anlage verbreitet sind, 6ffentlich bekannt
machen.

2Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen
dienende Nutzungseinheiten mit einer Gré3e von insgesamt
mehr als 5 000 m? Bruttogrundflache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch
die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusatzliche Besu-
chende ermdoglicht wird, und

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfiihrung des Bauvorhabens
Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 o-
der 16 sind,

ist das Bauvorhaben nach Satz 1 bekannt zu machen, wenn es inner-
halb des angemessenen Sicherheitsabstands eines Betriebsbereichs
im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundesimmissionsschutzgesetzes
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setzes liegt; ist der angemessene Sicherheitsabstand nicht be-
kannt, ist maRRgeblich, ob sich das Vorhaben innerhalb des Ach-
tungsabstands des Betriebsbereichs befindet.

3Satz 2 gilt nicht, wenn die Bauaufsichtsbehorde zu dem Ergebnis
kommt, dass dem Gebot, den angemessenen Sicherheitsabstand
zu wahren, bereits in einem Bebauungsplan Rechnung getragen
ist.

“Verfahrt die Bauaufsichtsbehdrde nach Satz 1 oder 2, finden Ab-
satz 1 und 2 keine Anwendung.

liegt; ist der angemessene Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist maf3-
geblich, ob sich das Vorhaben innerhalb des Achtungsabstands des
Betriebsbereichs befindet.

3Satz 2 gilt nicht, wenn

1. die Bauaufsichtsbehorde zu dem Ergebnis kommt, dass dem Ge-
bot, den angemessenen Sicherheitsabstand zu wahren, bereits
in einem Bebauungsplan Rechnung getragen ist oder

2. bei der Anderung von Vorhaben nach Satz 2 Nummer 3 sich die
Zahl der gleichzeitig anwesenden Personen nicht erhdht.

“Verfahrt die Bauaufsichtsbehdrde nach Satz 1 oder 2, finden Absatz 1
und 2 keine Anwendung.

(4) "In der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 und 2 ist (iber fol-
gendes zu informieren:

1. Uber den Gegenstand des Vorhabens,

2. Uber die fur die Genehmigung zustandige Behdrde, bei der der
Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo
und wann Einsicht genommen werden kann,

3. darlber, dass Personen, deren Belange beruhrt sind, und Ver-
einigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder
§ 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erflillen (be-
troffene (")ffentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekannt-
machung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach Ablauf
der Auslegungsfrist erheben kdnnen; dabei ist darauf hinzuwei-
sen, dass mit Ablauf der Frist alle offentlich-rechtlichen Einwen-
dungen ausgeschlossen sind und der Ausschluss von umwelt-
bezogenen Einwendungen nur fur das Genehmigungsverfahren

gilt,

(4) "In der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 1 und 2 ist Uber Fol-
gendes zu informieren:

1. Uber den Gegenstand des Vorhabens,

2. Uber die fir die Genehmigung zustandige Behorde, bei der der
Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo
und wann Einsicht genommen werden kann,

3. daruber, dass Personen, deren Belange berihrt sind, und Verei-
nigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2
Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfiillen (betroffene
Offentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekanntmachung
bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist erheben kdnnen; dabei ist darauf hinzuweisen, dass
mit Ablauf der Frist alle 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen aus-
geschlossen sind und der Ausschluss von umweltbezogenen
Einwendungen nur fir das Genehmigungsverfahren gilt,

4. dass die Zustellung der Entscheidung Uber die Einwendungen
durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.
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4. dass die Zustellung der Entscheidung tber die Einwendungen
durch &ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.

2Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 2 ist zusatzlich tiber
Folgendes zu informieren:

1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltvertrag-
lichkeitsprifung des Vorhabens nach § 3a des Gesetzes Uber
die Umweltvertraglichkeitsprifung sowie erforderlichenfalls die
Durchfuihrung einer grenziberschreitenden Beteiligung nach
den §§ 8 und 9a des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeits-
prufung,

2. die Art moglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den
Entscheidungsentwurf,

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unter-
richtung der Offentlichkeit und Anhdrung der betroffenen Offent-
lichkeit.

2Bei der Bekanntmachung nach Absatz 3 Satz 2 ist zusatzlich Giber
Folgendes zu informieren:

1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltvertrag-
lichkeitsprifung des Vorhabens nach § 3a 5 des Gesetzes Uber
die Umweltvertraglichkeitsprifung sowie erforderlichenfalls die
Durchflhrung einer grenziiberschreitenden Beteiligung nach
den §§ 8und-9a 55 und 56 des Gesetzes Uber die Umweltver-
traglichkeitsprifung,

2. die Art mdglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den
Entscheidungsentwurf,

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unter-
richtung der Offentlichkeit und Anhérung der betroffenen Offent-
lichkeit.

(5) "Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die Bauvorlagen
sowie die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen,
die der Bauaufsichtsbehdrde im Zeitpunkt der Bekanntmachung
vorliegen, einen Monat zur Einsicht auszulegen.

2Bauvorlagen, die Geschéafts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten,
sind nicht auszulegen; fir sie gilt § 10 Absatz 2 des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes entsprechend.

3Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die Offent-
lichkeit gegenuber der zustandigen Behdrde schriftlich Einwendun-
gen erheben; mit Ablauf dieser Frist sind alle 6ffentlich-rechtlichen
Einwendungen ausgeschlossen.

4Satz 3 gilt fir umweltbezogene Einwendungen nur fiir das Geneh-
migungsverfahren.

(5) "Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die Bauvorlagen
sowie die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die
der Bauaufsichtsbehoérde im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen,
einen Monat zur Einsicht auszulegen.

2Bauvorlagen, die Geschéfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten,
sind nicht auszulegen; fir sie gilt § 10 Absatz 2 des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes entsprechend.

3Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die Offentlich-
keit gegentber der zustandigen Behdrde sehsitthieh in Textform Ein-
wendungen erheben; mit Ablauf dieser Frist sind alle 6ffentlich-rechtli-
chen Einwendungen ausgeschlossen.

4Satz 3 gilt fur umweltbezogene Einwendungen nur fir das Genehmi-
gungsverfahren.
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Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D

(6) 'Bei mehr als 20 Nachbarn, denen die Baugenehmigung nach Ab-
satz 2 Satz 3 zuzustellen ist, kann die Zustellung durch 6ffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden; wurde eine Offentlichkeitsbeteili-
gung nach Absatz 4 durchgefiihrt, ist der Genehmigungsbescheid
offentlich bekannt zu machen.

2Die 6ffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der
verfigende Teil des Bescheids und die Rechtsbehelfsbelehrung in
entsprechender Anwendung des Absatzes 3 Satz 1 bekannt ge-
macht werden; auf Auflagen ist hinzuweisen.

3Eine Ausfertigung des gesamten Genehmigungsbescheids ist vom
Tage nach der Bekanntmachung an zwei Wochen zur Einsicht aus-
zulegen.

4Ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 3 Satz 2 erfolgt,
sind in die Begriindung die wesentlichen tatsachlichen und rechtli-
chen Grlinde, die die Behdrde zu ihrer Entscheidung bewogen ha-
ben, die Behandlung der Einwendungen sowie Angaben Uber das
Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit aufzunehmen; § 72 Ab-
satz 2 bleibt unberuhrt.

°In der 6ffentlichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo und wann
der Bescheid und seine Begriindung eingesehen und nach Satz 6
angefordert werden kdnnen.

5Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch Dritten
gegenuber, die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt;
darauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen.

"Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung kénnen der Bescheid und
seine Begrindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von den

(6) 'Bei mehr als 20 Nachbarinnen und Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung nach Absatz 2 Satz 3 zuzustellen ist, kann die Zustel-
lung durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden; wurde eine
Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 4 durchgefiihrt, ist der Geneh-
migungsbescheid 6ffentlich bekannt zu machen.

2Die 6ffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfi-
gende Teil des Bescheids und die Rechtsbehelfsbelehrung in entspre-
chender Anwendung des Absatzes 3 Satz 1 bekannt gemacht werden;
auf Auflagen ist hinzuweisen.

3Eine Ausfertigung des gesamten Genehmigungsbescheids ist vom
Tage nach der Bekanntmachung an zwei Wochen zur Einsicht auszu-
legen.

“Ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 3 Satz 2 erfolgt, sind in
die Begrindung die wesentlichen tatsachlichen und rechtlichen
Grinde, die die Behorde zu ihrer Entscheidung bewogen haben, die
Behandlung der Einwendungen sowie Angaben Uber das Verfahren
zur Beteiligung der Offentlichkeit aufzunehmen; § 72 Absatz 2 bleibt
unberthrt.

°In der offentlichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo und wann der
Bescheid und seine Begriindung eingesehen und nach Satz 7 angefor-
dert werden kdnnen.

5Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch Dritten ge-
genuber, die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt; da-
rauf ist in der Bekanntmachung hinzuweisen.
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Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich angefor-
dert werden.

"Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung kénnen der Bescheid und
seine Begrundung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von den Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich angefordert wer-
den.

§72
Baugenehmigung, Baubeginn

§72
Baugenehmigung, Baubeginn

(2) 'Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform; sie ist nur insoweit
zu begriinden, als Abweichungen oder Befreiungen von nachbar-
schitzenden Vorschriften zugelassen werden und die Nachbarin o-
der der Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zugestimmt hat.

2Fur Baugenehmigungen, die in elektronischer Form erteilt werden,
gilt § 37 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes nicht.

(2) 'Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform; sie ist nur insoweit zu
begriinden, als Abweichungen oder Befreiungen von nachbarschit-
zenden Vorschriften zugelassen werden und die Nachbarin oder der
Nachbar nicht nach § 70 Absatz 2 zugestimmt hat.

2 R aenehmiaunaan dia in ala an ha N

Schriftform nach Satz 1 bleibt entsprechend Digitalisierungs-Begriin-
dung A erhalten

(7) '"Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausfiihrungsbeginn ge-
nehmigungsbediirftiger Vorhaben und die Wiederaufnahme der
Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als drei Monaten
mindestens eine Woche vorher der Bauaufsichtsbehdrde schriftlich
oder elektronisch mitzuteilen (Baubeginnanzeige).

2Mit dieser Anzeige sind alle der Bauaufsichtsbehorde noch nicht
vorliegenden Bauvorlagen einzureichen.

(7) '"Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausfiihrungsbeginn ge-
nehmigungsbediirftiger Vorhaben und die Wiederaufnahme der
Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als drei Monaten
mindestens eine Woche vorher der Bauaufsichtsbehdrde sehriftlich
oder-elektronisch in Textform mitzuteilen (Baubeginnanzeige).

2Mit dieser Anzeige sind alle der Bauaufsichtsbehorde noch nicht
vorliegenden Bauvorlagen einzureichen.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C
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§73
Geltungsdauer der Genehmigung

§73
Geltungsdauer der Genehmigung

(2) "Die Frist fir den Baubeginn nach Absatz 1 kann auf schriftlichen
oder elektronischen Antrag einmal um zwei Jahre verlangert wer-
den.

2Sie kann auch riickwirkend verlangert werden, wenn der Antrag
vor Fristablauf bei der Bauaufsichtsbehérde eingegangen ist.

(2) 'Die Frist fir den Baubeginn nach Absatz 1 kann auf sehriftlichen
oder-elektronischen in Textform gestellten Antrag einmal um zwei
Jahre verlangert werden.

2Sie kann auch riickwirkend verlangert werden, wenn der Antrag
vor Fristablauf bei der Bauaufsichtsbehérde eingegangen ist.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

§74
Teilbaugenehmigung

§74
Teilbaugenehmigung

'Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn der Bauarbeiten fir die
Baugrube und fir einzelne Bauteile oder Bauabschnitte auf schriftli-
chen Antrag schon vor Erteilung der Baugenehmigung gestattet wer-
den (Teilbaugenehmigung).

2§ 72 gilt entsprechend.

'Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn der Bauarbeiten fir die
Baugrube und fir einzelne Bauteile oder Bauabschnitte auf sehrifth-
ehen in Textform gestellten Antrag schon vor Erteilung der Baugeneh-
migung gestattet werden (Teilbaugenehmigung).

2§ 72 gilt entsprechend.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

§75
Vorbescheid

§75
Vorbescheid

"Wor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag der Bauherrin oder des
Bauherrn zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens ein Vorbescheid zu
erteilen.

2Der Vorbescheid gilt drei Jahre.

3Die Frist kann auf schriftlichen oder elektronischen Antrag um jeweils
bis zu drei Jahre verlangert werden.

48§ 68 bis 70, § 72 Absatz 1 bis 4 und § 73 Absatz 2 Satz 2 gelten ent-
sprechend.

"Wor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag der Bauherrin oder des
Bauherrn zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens ein Vorbescheid zu
erteilen.

2Der Vorbescheid gilt drei Jahre.

3Die Frist kann auf schriftlichen-oderelekironischen in Textform ge-
stellten Antrag einmal um jeweils-biszu zwei Jahre verlangert werden.

48§ 68 bis 70, § 72 Absatz 1 bis 4 und § 73 Absatz 2 Satz 2 gelten ent-
sprechend.
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Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

§76
Genehmigung Fliegender Bauten

§76
Genehmigung Fliegender Bauten

(5) 'Die Genehmigung wird fiir eine bestimmte Frist erteilt, die hdchs-
tens finf Jahre betragen soll; sie kann auf schriftlichen oder elektro-
nischen Antrag von der flr die Erteilung der Ausfliihrungsgenehmi-
gung zustandigen Behorde jeweils bis zu funf Jahren verlangert
werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

2Die Genehmigungen werden in ein Prifouch eingetragen, dem
eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsvermerk zu verse-
henden Bauvorlagen beizufligen ist.

SAusfiihrungsgenehmigungen anderer Lander gelten auch im Land
Bremen.

(5) 'Die Genehmigung wird fiir eine bestimmte Frist erteilt, die hdchs-
tens finf Jahre betragen soll; sie kann auf sehriftlichen-oderelekiro-
nischen in Textform gestellten Antrag von der fiir die Erteilung der
Ausflihrungsgenehmigung zustandigen Behorde jeweils bis zu finf
Jahren verlangert werden; § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

2Die Genehmigungen werden in ein Priifouch eingetragen, dem
eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsvermerk zu verse-
henden Bauvorlagen beizufligen ist.

SAusfiihrungsgenehmigungen anderer Lander gelten auch im Land
Bremen.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung C

Keine Anderung

§78
Einstellung von Arbeiten

(2) Werden unzulassige Arbeiten trotz einer schriftlich oder mindlich
verfugten Einstellung fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehdrde
die Baustelle versiegeln oder die an der Baustelle vorhandenen
Bauprodukte, Gerate, Maschinen und Bauhilfsmittel in amtlichen
Gewahrsam bringen.

Schriftform bleibt entsprechend Digitalisierungs-Begriindung A erhal-
ten
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§ 82
Baulasten, Baulastenverzeichnis

§ 82
Baulasten, Baulastenverzeichnis

(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform, wobei die
elektronische Form ausgeschlossen ist; die Unterschrift muss 6f-
fentlich beglaubigt oder vor der Bauaufsichtsbehorde geleistet oder
vor ihr anerkannt werden.

(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform—wobei-die
j ist: die Unterschrift muss 6f-
fentlich beglaubigt oder vor der Bauaufsichtsbehorde geleistet oder
vor ihr anerkannt werden.

Schriftform nach Satz 1 bleibt entsprechend Digitalisierungs-Begriin-
dung A erhalten

(3) "Die Baulast geht durch schriftlichen Verzicht der Bauaufsichtsbe-
hoérde unter.

°Der Verzicht ist zu erklaren, wenn ein 6ffentliches Interesse an der
Baulast nicht mehr besteht.

3Vor dem Verzicht sollen die oder der Verpflichtete und die durch
die Baulast Begunstigten angehort werden.

“Der Verzicht wird mit der Léschung der Baulast im Baulastenver-
zeichnis wirksam.

(3) 'Die Baulast geht durch sehriftlichen Verzicht der Bauaufsichtsbe-
hoérde unter.

°Der Verzicht ist zu erklaren, wenn ein 6ffentliches Interesse an der
Baulast nicht mehr besteht.

3Vor dem Verzicht sollen die oder der Verpflichtete und die durch
die Baulast Begunstigten angehort werden.

“Der Verzicht wird mit der Léschung der Baulast im Baulastenver-
zeichnis wirksam.

Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begriindung D

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenver-
zeichnis Einsicht nehmen oder sich Abschriften erteilen lassen.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenver-
zeichnis Einsicht nehmen eder und sich Abschriften-erteilen einen
Auszug erstellen lassen.

§83
Ordnungswidrigkeiten

§83
Ordnungswidrigkeiten

Vorschrift bleibt unverédndert

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer nach § 84 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung o-
der einer nach § 86 Absatz 1 und 2 erlassenen Satzung zuwi-
derhandelt, sofern die Rechtsverordnung oder die Satzung fur
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einen bestimmten Tatbestand auf diese BuRgeldvorschrift ver-
weist,

2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbe-
horde zuwiderhandelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder auf-
grund einer nach diesem Gesetz zulassigen Rechtsverordnung
oder Satzung erlassen worden ist, sofern die Anordnung auf die
Buligeldvorschrift verweist,

3

Schriftformerfordernis der Anordnung bleibt entsprechend Digitali-
sierungs-Begriindung A erhalten

§ 84
Rechtsvorschriften

§ 84
Rechtsvorschriften

(3) 'Die oberste Bauaufsichtsbehérde wird ermachtigt, durch Rechts-
verordnung Vorschriften zu erlassen tber

1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, ein-
schlieRlich der Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten
Beseitigung von Anlagen nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei
der Genehmigungsfreistellung nach § 62,

2. die erforderlichen Antréage, Anzeigen, Nachweise, Bescheini-
gungen und Bestatigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvor-
haben,

3. das Verfahren im Einzelnen,

4. die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.

(3) 'Die oberste Bauaufsichtsbehorde wird ermachtigt, durch Rechts-
verordnung Vorschriften zu erlassen uber

1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, ein-
schliellich der Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten
Beseitigung von Anlagen nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei
der Genehmigungsfreistellung nach § 62,

2. die erforderlichen Antréage, Anzeigen, Nachweise, Bescheini-
gungen und Bestatigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvor-
haben,

3. das Verfahren im Einzelnen,

4. die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.

2Sie kann dabei
1. die Art und Anforderungen an die Ubermittlung, insbeson-

dere unter Berlcksichtigung der Anforderungen an elektroni-
sche Kommunikation,
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2Sie kann dabei fur verschiedene Arten von Bauvorhaben unter-
schiedliche Anforderungen und Verfahren festlegen.

2. fur verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche An-
forderungen und Verfahren festlegen,

3. den Gebrauch der von der obersten Bauaufsichtsbehorde ver-
offentlichten Formulare

vorschreiben.

) § 87
Ubergangsvorschriften

) § 87
Ubergangsvorschriften

Ubergangsregelung ist zwischenzeitlich entbehrlich geworden

Ubergangsregelung ist zwischenzeitlich entbehrlich geworden

§ 88
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

§ 88
Inkrafttreten, Auerkrafttreten

(1) 'Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2018 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt
die Bremische Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBI.
S.401), die zuletzt durch Gesetz vom 27. Mai 2014 (Brem.GBI. S. 263)
geandert worden ist, aulder Kraft.

(1) 'Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 2Gleichzeiti
Bremische Landesbauordnung
die zuletzt durch Gesetz vom

geandert worden ist, aulder Kraft.

tritt die

Neubekanntmachungserméchtigung des gesetzlichen Volltextes auch
bei Anderungsgesetzen
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	Die Länge der die Abstandsflächentiefe gegenüber den Grundstücksgrenzen nicht einhaltenden Bebauung nach Nummern 1 und 2 darf auf einem Grundstück insgesamt 18 m nicht überschreiten.
	1. mindestens 1,25 m entfernt sein
	Diese Vorschrift wurde mit dem „Photovoltaik-Erlass“ vom 21.03.2022 bereits vorab für anwendbar erklärt.
	§ 53Bauherrin oder Bauherr
	§ 53Bauherrin oder Bauherr

	1. Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Öffnungen in der Bedachung, wenn diese Wände nicht mindestens 30 cm über die Bedachung geführt sind,
	2. Solaranlagen, Dachgauben und ähnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch diese Wände gegen Brandübertragung geschützt sind.
	1. als oberste Bauaufsichtsbehörde die für das Bauordnungsrecht und die Bautechnik zuständige Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau,
	1. als oberste Bauaufsichtsbehörde die für das Bauordnungswesen, das Bauordnungsrecht und die Bautechnik zuständige Senatsmitglied,
	2. als untere Bauaufsichtsbehörden die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven.
	2. als untere Bauaufsichtsbehörden die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven.
	3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien außer im Geltungsbereich örtlicher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1,
	…
	b) gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m,
	…

	…
	b) gebäudeunabhängige Solaranlagen und technische Anlagen zur gebäudebezogenen Wärmeversorgung mit einer Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m sowie Geothermieanlagen,
	…
	korrespondierend mit der Abstandsprivilegierung nach § 6 Absatz 8 Nummer 2

	5. folgende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen:
	d) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit Reflektorschalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschließlich der Masten mit einer Höhe bis zu 10 m, auf Gebäuden gemessen ab dem Schnittpunkt der Anlage mit der Dachhaut, im Außenbereich frei stehend bis zu 15 m, und zugehöriger Versorgungseinheiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m³ sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Gestalt der Anlage,

	5. folgende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen:
	c) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen, auch mit Reflektorschalen mit einem Durchmesser bis 1,20 m, einschließlich der Masten mit einer Höhe bis zu 10 m, und zugehöriger Versorgungseinheiten mit einem Bruttorauminhalt bis zu 10 m³ sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Gestalt der Anlage,

	1. Anlagen nach Absatz 1,
	1. Anlagen nach Absatz 1,
	2. freistehenden Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 3, die keine geschützten Kulturdenkmäler sind und nicht in deren Umgebung liegen,
	2. freistehenden Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 3, die keine geschützten Kulturdenkmäler sind und nicht in deren Umgebung liegen,
	3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe bis zu 10 m.
	3. sonstigen Anlagen, die keine Gebäude sind, mit einer Höhe bis zu 10 m.
	(6) 1Vorübergehende Nutzungsänderungen, auch in Verbindung mit geringfügigen baulichen Änderungen, sowie die temporäre Errichtung von baulichen Anlagen, soweit und solange
	1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Baugesetzbuches,
	1. die Vorschriften des Baugesetzbuches und aufgrund des Baugesetzbuches,
	2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,
	2. die Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes,
	3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die Anforderungen des Energierechts und des Arbeitsstättenrechts, soweit die öffentlich-rechtlichen Anforderungen nicht in einem anderen als in einem Baugenehmigungsverfahren zu prüfen sind.
	3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, ausgenommen die Anforderungen nach der Energieeinsparverordnung und des Arbeitsstättenrechts, soweit die öffentlich-rechtlichen Anforderungen nicht in einem anderen als in einem Baugenehmigungsverfahren zu prüfen sind.
	1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und
	1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden, und
	2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben.
	2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben.
	3. bautechnische Nachweise nach § 66
	Anpassung an die Digitalisierung entsprechend Begründung D
	1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Größe von insgesamt mehr als 5 000 m² Bruttogrundfläche geschaffen werden,
	1. eines oder mehrerer Gebäude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Größe von insgesamt mehr als 5 000 m² Bruttogrundfläche geschaffen werden,
	2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusätzliche Besuchende ermöglicht wird, und
	2. baulicher Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusätzliche Besucher ermöglicht wird, und
	3. baulicher Anlagen, die nach Durchführung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16 sind,
	3. baulicher Anlagen, die nach Durchführung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9, 10, 12, 13, 15 oder 16 sind,
	2. bei der Änderung von Vorhaben nach Satz 2 Nummer 3 sich die Zahl der gleichzeitig anwesenden Personen nicht erhöht.
	1. über den Gegenstand des Vorhabens,
	1. über den Gegenstand des Vorhabens,
	2. über die für die Genehmigung zuständige Behörde, bei der der Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo und wann Einsicht genommen werden kann, 
	2. über die für die Genehmigung zuständige Behörde, bei der der Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausgelegt wird sowie wo und wann Einsicht genommen werden kann, 
	3. darüber, dass Personen, deren Belange berührt sind, und Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen (betroffene Öffentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekanntmachung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist erheben können; dabei ist darauf hinzuweisen, dass mit Ablauf der Frist alle öffentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen sind und der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen nur für das Genehmigungsverfahren gilt,
	3. darüber, dass Personen, deren Belange berührt sind, und Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfüllen (betroffene Öffentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekanntmachung bezeichneten Stelle bis zu zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist erheben können; dabei ist darauf hinzuweisen, dass mit Ablauf der Frist alle öffentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen sind und der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen nur für das Genehmigungsverfahren gilt,
	4. dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.
	4. dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.
	1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens nach § 3a 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung sowie erforderlichenfalls die Durchführung einer grenzüberschreitenden Beteiligung nach den §§ 8 und 9a 55 und 56 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 
	1. gegebenenfalls die Feststellung der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens nach § 3a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung sowie erforderlichenfalls die Durchführung einer grenzüberschreitenden Beteiligung nach den §§ 8 und 9a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 
	2. die Art möglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entscheidungsentwurf,
	2. die Art möglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entscheidungsentwurf,
	3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der Öffentlichkeit und Anhörung der betroffenen Öffentlichkeit.
	3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der Öffentlichkeit und Anhörung der betroffenen Öffentlichkeit.
	Vorschrift bleibt unverändert
	1. einer nach § 84 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer nach § 86 Absatz 1 und 2 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung oder die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,
	2. einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehörde zuwiderhandelt, die aufgrund dieses Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem Gesetz zulässigen Rechtsverordnung oder Satzung erlassen worden ist, sofern die Anordnung auf die Bußgeldvorschrift verweist,
	3. …
	1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, einschließlich der Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistellung nach § 62,
	1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen, einschließlich der Bauvorlagen bei der Anzeige der beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei der Genehmigungsfreistellung nach § 62,
	2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Bestätigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben,
	2. die erforderlichen Anträge, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Bestätigungen, auch bei verfahrensfreien Bauvorhaben,
	3. das Verfahren im Einzelnen,
	3. das Verfahren im Einzelnen,
	4. die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.
	4. die Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 71.

